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(Nr. 3799.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Statuten der unter der Firma: „Coͤlniſche 
Baumwoll⸗Spinnerei und Weberei“ und mit dem Domizil zu Coͤln errich⸗ 
teten Aktiengeſellſchaft. Vom 6. Juli 1853. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 


thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, daß Wir, nachdem ſich eine Aktien⸗ 
geſellſchaft mit dem Domizil zu Cöln zu dem Zweck gebildet hat, eine Baum: 
wollen⸗Spinnerei und Weberei zu errichten, die Produktion von baumwollenen 
Garnen und von Geweben aus Baumwolle oder mit Baumwolle gemiſcht und 
die weitere Verarbeitung dieſer Stoffe zu bewirken und den hierauf bezuͤglichen 
Handel zu treiben, auch nach naͤherer Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages 
ſich bei der Gruͤndung eines transatlantiſchen Transportunternehmens zu bethei⸗ 
ligen, die Errichtung dieſer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Coͤlniſche Baum⸗ 
woll⸗Spinnerei und Weberei“ auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. 
genehmigt und die in den notariellen Akten vom 30. Januar und 24. Juni d. J. 
feſtgeſtellten und verlautbarten Statuten beftätigt haben. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit den notariellen Akten vom 30. Ja⸗ 
nuar und 24. Juni d. J. fuͤr immer verbunden und nebſt dem woͤrtlichen In⸗ 
halt der Statuten und dem anliegenden Schema der Aktien und Dividenden⸗ 
ſcheine durch die Geſetz- Sammlung und das Amtsblatt Unſerer Regierung zu 
Coln zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden ſoll. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ® chſteigenhaͤndigen Unterfi ft 9 


Gegeben Sansſouei, den 6. Juli 1853. 
(. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 
e 
Jahrgang 1853. (Nr. 3799.) 70 Sta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 26. Juli 1853, 
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Statuten 
der Cölniſchen Baumwoll⸗Spinnerei und Weberei. 


Titel eins. 
Bildung, Sitz, Dauer und Gegenſtand der Geſellſchaft. 


5 Paragraph eins. 

Unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung wird zwiſchen 
den oben bezeichneten Perſonen und allen Denjenigen, welche ſich durch Erwer— 
bung von Aktien betheiligen werden, eine Aktiengeſellſchaft nach Artikel neun und 
zwanzig und folgenden des Rheiniſchen Handelsgeſetzbuches und in Gemaͤßheit 
des Geſetzes vom neunten November achtzehnhundert drei und vierzig unter 
nachfolgenden Formen errichtet. ’ 

Die Geſellſchaft erhält den Namen: „Coͤlniſche Baumwoll: Spinnerei 
und Weberei.“ 


Paragraph zwei. 
Der Sitz der Geſellſchaft iſt zu Coͤln. 


. Paragraph drei. a 
Die Dauer der Geſellſchaft it auf fünfzig Jahre beſtimmt, vom Tage 
der landesherrlichen Genehmigung an gerechnet. Die Generalverſammlung kann 
eine Verlängerung über dieſe Friſt hinaus — nach Paragraph vier und vierzig 
— beſchließen; dieſer Beſchluß unterliegt der landesherrlichen Genehmigung. 


| Paragraph vier. 

Der Zweck der Geſellſchaft iſt die Errichtung und der Betrieb großarti⸗ 
ger Baumwoll⸗Spinnerei und Weberei, ſomit die Produktion von baumwollenen 
5 und von Geweben aus Baumwolle oder mit Baumwolle gemiſcht und 
die weitere Verarbeitung dieſer Stoffe in allen dem Conſum anpaſſenden Formen. 

Die Geſellſchaft iſt berechtigt, mit roher Baumwolle ſowie mit baum⸗ 
wollenen Garnen und Geweben aus Baumwolle oder mit Baumwolle gemiſcht 
in allen dem Conſum anpaſſenden Formen Handel zu treiben, dieſelben zu kau— 
fen und zu verkaufen. 

Die Geſellſchaft iſt, wenn der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffent: 
liche Arbeiten dazu die Genehmigung ertheilt, befugt, ſich mit Ruͤckſicht auf 
ihre Beziehung von Rohſtoffen bei einer zum Zwecke der Gruͤndung eines trans⸗ 
atlantiſchen Transportunternehmens zu errichtenden Aktiengeſe ſchaft durch 
Uebernahme von Aktien in Folge eines nach Paragraph vier und vierzig zu 
faſſenden Beſchluſſes der Generalverſammlung zu betheiligen. 


Titel 


„ 


Titel zwei. 
Grundkapital, Aktien, Aktionaire. 


Paragraph fuͤnf. 

Das Grundkapital der Geſellſchaft beſteht aus drei Millionen Thalern 
8 Kurant, getheilt in fünfzehn tauſend Aktien von zwei hundert Tha⸗ 
ern jede. | Br 

Von dieſem Grundkapital wird fofort eine Million Thaler emittirt, der Reſt 
auf Beſchluß des Verwaltungsrathes, fobald der Verwaltungsrath die Emiſ⸗ 
ſion deffelben fir angemeſſen erachtet. Die Uebernahme des Reſtes bleibt den 
Zeichnern der erſten Million Thaler pro rata ihrer Zeichnungen vorbehalten. 

i Die Geſellſchaft kann eine Erhöhung des Aktienkapitals über drei Mil⸗ 
lionen Thaler hinaus — nach Paragraph vier und vierzig — beſchließen, der des⸗ 
fallſige Beſchluß unterliegt der landesherrlichen Genehmigung. 


Paragraph ſechs. 

Die Aktien werden, auf jeden Inhaber lautend, in nachfolgender Art 
ausgefertigt: Jede Aktie wird mit einer laufenden Nummer verſehen, aus einem 
Stammregiſter ausgezogen und von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
unterzeichnet. Mit jeder Aktie werden fuͤr eine angemeſſene Zahl von Jahren 
Dividendenſcheine auf jeden Inhaber lautend neb Talon ausgereicht, welche 
nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 


Paragraph ſieben. 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt nach dem Beduͤrfniſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft in Raten von zehn bis funf und zwanzig Prozent, jedesmal binnen 
vier Wochen nach einer in die durch Paragraph zwölf bezeichneten Zeitun⸗ 
gen einzuruͤckenden Aufforderung des Verwaltungsrathes. Wer innerhalb die⸗ 
ſer Friſt die Zahlung nicht leiſtet, verfällt zu Gunſten der Geſellſchaft in eine 
Konventionalſtrafe von einem Fuͤnftel des ausgeſchriebenen Betrages. — Wenn 
innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten offentlichen Aufforderung die 
Zahlung noch immer nicht erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis da⸗ 
bin eingezahlten Raten als verfallen und die durch die Ratenzahlung, ſowie 
durch die urfprüngliche Unterzeichnung dem Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf 
den Empfang von Aktien für vernichtet zu erklaͤren. Eine ſolche Erklaͤrung er⸗ 
folgt auf Beſchluß des Verwaltungsrathes durch öffentliche Bekanntmachung 
unter Angabe der Nummern der Aktien. An die Stelle der auf dieſe Art aus⸗ 
ſcheidenden Aktionaire konnen von dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner 
zugelaſſen werden. Derſelbe iſt auch berechtigt, die fälligen Einzahlungen nebſt 
der Konventionalſtrafe gegen die erften Aktienzeichner gerichtlich einzuklagen, ſo 
lange die letzteren noch geſetzlich verhaftet ſind. 


f Paragraph acht. 
Ueber die Theilzahlungen werden auf den Namen lautende Interims⸗ 
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Quittungen ertheilt und nach Einzahlung des vollen Betrages gegen die Aktien— 
dokumente ausgewechſelt. 


Paragraph neun. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien oder Dividendenſcheine 
mortifizirt werden, ſo erlaͤßt der Verwaltungsrath dreimal in Zwiſchenraͤumen 
von vier Monaten eine oͤffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern 
oder die etwaigen Rechte an denſelben geltend zu machen. Sind, nachdem 
zwei Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, die Dokumente nicht 
eingeliefert, oder die Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo erklaͤrt das Land⸗ 
gericht zu Coͤln die Dokumente für nichtig, der Verwaltungsrath veroffentlicht 
den betreffenden Beſchluß durch die im Paragraphen zwölf erwähnten Blätter 
und fertigt an Stelle dieſer Dokumente andere aus. Die Koſten dieſes Ver— 
fahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern dem Betheiligten zur Laſt. 


Paragraph zehn. 

Alle Aktionaire haben in Coͤln Domizil zu wählen. Diejenigen, die kein 
beſonderes Domizil gewählt haben, ſollen jo angeſehen werden, ald hätten fie 
ihr Domizil auf dem Sekretariate des Handelsgerichtes zu Coͤln. Mehrere 
Repraſentanten und Rechtsnachfolger eines Aktionairs find nicht befugt, ihre 
Rechte einzeln und getrennt auszuüben, fie koͤnnen dieſelben vielmehr nur zus 
ſammen und zwar durch Eine Perſon wahrnehmen laſſen. 


. Paragraph eilf. 
Ueber den Betrag der Aktien hinaus ift der Aktionair, unter welcher 
Benennung es auch ſei, zu Zahlungen nicht verpflichtet, den einzigen Fall der 
im Paragraphen ſieben vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


5 Paragraph zwoͤlf. 

Alle oͤffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in den 
Preußiſchen Staats-Anzeiger zu Berlin, in die Coͤlniſche Zeitung und in die 
Elberfelder Zeitung. Geht eins dieſer Blätter ein, fo. ſoll die Veröffentlichung 
in den übrig bleibenden Blättern ſo lange genügen, bis die naͤchſte General— 
Verſammlung an die Stelle des eingegangenen Blattes ein anderes beſtimmt 
hat. Die Regierung kann, ſobald ſie es erforderlich erachtet, vorſchreiben, 
welche Blaͤtter an Stelle der oben genannten treten ſollen. Dieſe Verfuͤgung 
iſt durch die Amtsblaͤtter derjenigen Regierungen zu veröffentlichen, in deren 
Bezirken die Geſellſchaftsblaͤtter erſcheinen. a 


Titel drei. 
Von dem Verwaltungsrathe. 


Paragraph dreizehn. 


Die obere Leitung der Geſellſchaft ſowie die Vertretung derſelben in al— 
len Beziehungen wird einem von der Generalverſammlung ernannten Verwal⸗ 
tungs⸗ 
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tungsrathe anvertraut. Die Wahlverhandlung erfolgt in Gegenwart eines No⸗ 
tars und ein von dieſem uber das Reſultat derſelben ausgeſtellter Akt bildet die 
Legitimation der Verwaltung. Der Verwaltungsrath beſteht aus neun Mit⸗ 
gliedern. Ihre Funktionen dauern ſechs Jahre. Alle zwei Jahre ſcheiden drei 
Mitglieder aus dem Verwaltungsrathe aus. Die Generalverſammlung waͤhlt 
ihre Nachfolger durch geheime Abſtimmung. Welche Mitglieder in den Jah⸗ 
ren, wo der Turnus noch nicht feſtſteht, auszuſcheiden haben, wird durch das 
Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. Die Namen der 
Gewaͤhlten werden durch die im Paragraphen zwoͤlf benannten Zeitungen oͤf⸗ 
fentlich bekannt gemacht. 


Paragraph vierzehn. 

Fuͤr die Dauer des Baues der Etabliſſements und fuͤr die erſten ſechs 
Jahre nach Eröffnung des Geſchaͤftsbetriebes bilden die im Eingange dieſes 
Aktes genannten Stifter der Geſellſchaft, die Herren Franz Heuſer, Karl Joeſt, 
Cosmus Damian Leiden, Guſtav Meviſſen, Abraham Oppenheim, Jacob 
vom Rath, Chriſtian Gottlieb Rolffs, Eduard Schnitzler und Victor Wendel⸗ 
ſtadt den Verwaltungsrath. Die erſte theilweiſe Erneuerung des Verwaltungs⸗ 
rathes findet demnach in der ordentlichen Generalverſammlung des ſiebenten 
Betriebsjahres, ſpaͤteſtens in der des Jahres ach tzehnhundert ſechszig, ſtatt. 


Paragraph fuͤnfzehn. 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens fünf und zwanzig 
Aktien beſitzen oder erwerben, die Dokumente dieſer Aktien werden in das Ar⸗ 
chiv der Geſellſchaft hinterlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen des In⸗ 
habers als Verwaltungsrath dauern, unveräußerlich. 


N Paragraph ſechszehn. 
Der Verwaltungsrath wählt aus feiner Mitte einen Praͤſidenten und 
einen Vizepraͤſidenten. Ihre Funktionen in dieſer Eigenſchaft dauern ein Jahr; 
fie find nach Ablauf deſſelben wieder wählbar. Sollten Beide verhindert fein, 
einer Sitzung des Verwaltungsrathes beizuwohnen, fo übernimmt das nach den 
Lebensjahren aͤlteſte Mitglied den Vorſitz. 


Paragraph ſiebenzehn. 

Kommt in außergewoͤhnlicher Weiſe die Stelle eines Mitgliedes des Ver⸗ 
waltungsrathes zur Erledigung, fo wird dieſelbe vorläufig für die Dauer bis 
zur nächſten Generalverſammlung von dem Verwaltungsrathe wieder beſetzt. 
Die definitive Wiederbeſetzung erfolgt durch Wahl der Generalverſammlung. 
Das in dieſer Weiſe gewahlte Mitglied ſcheidet an dem Termine aus, an wel⸗ 
chem die Dauer der Funktionen ſeines Vorgängers aufgehört haben würden, 
Bis zu der im Paragraphen vierzehn beftimmten erften theilweiſen Erneuerung 
ergaͤnzt der Verwaltungsrath ſich ſelbſt. 


Paragraph achtzehn. 
Der Verwaltungsrath verſammelt ſich fo oft, als er es für dienlich er⸗ 
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achtet, an feſtzuſetzenden Terminen, auf Einladung des Praͤſidenten oder auf 
den Antrag von drei Verwaltungsraͤthen, in der egel mindeſtens monatlich 
einmal, um von dem Gange der Geſchaͤfte Kenntniß zu nehmen und Erforder⸗ 
liches zu beſchließen. Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach ab⸗ 
ſoluter Stimmenmehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der 
Stimmengleichheit uͤberwiegt die Stimme des Praͤſidenten oder in deſſen Ab⸗ 
weſenheit des Vizepräsidenten, beziehungsweiſe des in deren Stelle tretenden 
anweſenden dlteften Mitgliedes des Verwaltungsrathes. Zur Faſſung eines 
gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenigftens fünf Mitgliedern er⸗ 
forderlich. 
Paragraph neunzehn. 

Der Verwaltungsrath beraͤth und verfuͤgt innerhalb der Grenzen des 
Statuts uͤber alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſoweit ſolche nicht der Be— 
ſchlußnahme der Generalverfammlung vorbehalten find. Namentlich beſtimmt 
er über die Anlegung der disponibeln Fonds und normirt die Hoͤhe der zu 
bewilligenden oder in Anſpruch zu nehmenden Kredite. Er beſchließt uͤber das 
Erforderniß, die Art und Weiſe, ſowie uͤber die Bedingungen der zu machen⸗ 
den Anleihen. Er entſcheidet uͤber die Erwerbung und Veraͤußerung von Im⸗ 
mobilien, uͤber Neubauten, große Reparaturen an den Immobilien, ſowie uͤber 
Plan und Umfang der zu errichtenden Etabliſſements. Er erkennt uͤber alle 
wichtigen Verträge, welche ſich auf die Regulirung der Preiſe und des Ab⸗ 
ſatzes der Produkte der Geſellſchaft beziehen, ſowie über alle wichtigen Ankaͤufe 
von Rohprodukten für die Fabrikation oder für den Handel der Geſellſchaft. 
Er ernennt und entſetzt den Generaldirektor, ſowie auf den Vorſchlag des 
Generaldirektors alle uͤbrigen Beamten der Geſellſchaft, welche im Jahresge⸗ 
halte ſtehen und eine Beſoldung von über dreihundert Thalern jährlich er⸗ 
halten. Er beſtimmt die Gehaͤlter der Beamten und die allgemeinen Verwal— 
tungskoſten. Er iſt befugt, alle Beamten der Geſellſchaft wegen Dienſtver— 
gehen, Fahrlaͤſſigkeit oder aus andern Gründen jederzeit zu entlaſſen. Der 
desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von mindeſtens 
ſieben Mitgliedern des Verwaltungsrathes. Der Verwaltungsrath erlaͤßt und 
ändert die ſpeziellen Dienftinftruftionen für den Generaldirektor. Er iſt be⸗ 
rechtigt, uͤber Alles, was das Intereſſe der Geſellſchaft betrifft, Vertraͤge ab- 
zuſchließen, ſich zu vergleichen, zu kompromittiren und zu ſubſtituiren. So, 
wie der Verwaltungsrath ſelbſt handeln und unterhandeln, Vergleiche und 
Kompromiſſe über alle Angelegenheiten der Geſellſchaft abſchließen kann, fo it 
er auch befugt, in allen dieſen Beziehungen ſich vertreten zu laſſen. Der Ver⸗ 
waltungsrath iſt befugt, eins oder mehrere ſeiner Mitglieder, ſowie den Gene⸗ 
raldirektor oder außerordentliche Kommiſſarien zu beſtimmten Geſchaͤften zu 
delegiren und dieſen die erforderlichen Vollmachten auszufertigen. 


Paragraph zwanzig. 
Fuͤr die der Generalverſammlung vorbehaltenen Entſcheidungen liegt in 
den Beſchluͤſſen der Generalverſammlung über die auszufuͤhrenden Maaßregeln 
zugleich die Ertheilung der General⸗ und Spezialvollmacht an den Verwal⸗ 
kungsrath, dieſe Beſchluſſe zu vollziehen oder vollziehen zu laſſen. 5 
a⸗ 
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Paragraph ein und zwanzig. 
Alle Ausfertigungen des Verwaltungsrathes werden von dem Praſiden⸗ 
ten oder von dem Vizepraͤſidenten oder von zwei Mitgliedern des Verwal⸗ 
tungsrathes unterſchrieben. 


Paragraph zwei und zwanzig. 

Der Verwaltungsrath wird nicht beſoldet; er bezieht jedoch außer dem 
Erſatze für die durch feine Funktionen veranlaßten Auslagen für feine Muͤhe⸗ 
waltung eine Tantieme von fünf Prozent vom Reingewinne. Der Verwal⸗ 
tungsrath ſtellt die Vertheilung dieſer Tantieme unter ſeine Mitglieder fell, 


Titel vier. 
Vom Generaldirektor. 


Paragraph drei und zwanzig. 

Zur ſpeziellen Führung der Gefchäfte nach den Beſchluͤſſen des Verwal⸗ 
tungsrathes wird aus deſſen Mitte oder auch außerhalb deſſelben ein General⸗ 
direktor angeſtellt, welcher, wenn er nicht Mitglied des Verwaltungsrathes iſt, 
nur eine berathende Stimme hat. Die Beſoldung des Generaldirektors kann 
zum Theil in einem Antheile am Reingewinne beſtehen. 

Paragraph vier und zwanzig. 

Der mit dem Generaldirektor abzuſchließende Vertrag ſoll dem Verwal⸗ 
tungsrathe ausdruͤcklich das Recht vorbehalten, jederzeit den Generaldirektor 
wegen Dienſtvergehen, Fahrlaͤſſigkeit oder aus andern Gründen zu entlaſſen; 
der desfallſige Beſchluß erfordert jedoch die Uebereinſtimmung von mindeſtens 
fieben Mitgliedern des Verwaltungsrathes. Eine ſolchergeſtalt ausgeſprochene 
Entlaſſung des Generaldirektors hat zur Folge, daß alle demſelben vertrags⸗ 
mäßig gewährten Anſpruͤche an die Geſellſchaft auf Beſoldung, Entſchaͤdigun⸗ 
gen, Gratiſikationen oder andere Vortheile für die Zukunft von felbft erloͤſchen; 
dies iſt in den Vertrag mit aufzunehmen. 


Paragraph fuͤnf und zwanzig. 

Der Generaldirektor unterzeichnet die Korreſpondenz, ſowie alle Zah⸗ 
lungs⸗Anweiſungen auf den Kaſſirer und alle Quittungen. Er acceptirt, unter⸗ 
ſchreibt, endoſſirt alle Wechſel und Anweiſungen, und zeichnet fir alle laufen⸗ 
den Geſchaͤfte, welche als Ausführung der bereits getroffenen Einrichtungen 
oder gefaßten Beſchluͤſſe oder abgeſchloſſenen Verträge zu betrachten find; doch 
muͤſſen alle Unterſchriften des Generaldirektors von einem der Mitglieder des 
Verwaltungsrathes oder in Behinderungsfaͤllen von einem zweiten Beamten 
der Geſellſchaft, den der Verwaltungsrath delegirt, kontraſignirt werden. Der 
Generaldirektor iſt verpflichtet, bei allen gerichtlichen Verhandlungen, bei wel⸗ 
chen die Partei durch einen Bevollmaͤchtigten ſich vertreten laſſen kann, die 
Rechte der Geſellſchaft wahrzunehmen. Seine Legitimation bildet die vom 
Verwaltungsrathe zu ertheilende Vollmacht oder Beſtallung. 
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Paragraph ſechs und zwanzig. 

Der Generaldirektor ernennt und entſetzt alle Beamten der Geſellſchaft, 
deren Ernennung und Entlaſſung nicht dem Verwaltungsrathe vorbehalten iſt. 
Er iſt befugt, diejenigen Beamten, deren Entlaſſung ihm nicht zuſteht, zu ſus⸗ 
pendiren, und hat uͤber die Entlaſſung derſelben die Entſcheidung des Verwal— 
tungsrathes herbeizufuͤhren. 


Paragraph fieben und zwanzig. 

Bei Krankheits- oder ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des Generaldirektors 
übernimmt ein vom Verwaltungsrathe dazu beſtimmtes Mitglied des Verwal⸗ 
tungsrathes oder ein von dieſem ernannter Angeſtellter der Geſellſchaft provi— 
ſoriſch deſſen Dienſt. 


Paragraph acht und zwanzig. 

Der Generaldirektor muß mindeſtens fuͤnf und zwanzig Aktien der Ge— 
ſellſchaft beſitzen oder erwerben. Dieſe Aktien werden in das Archiv der Ge— 
ſellſchaft hinterlegt und duͤrfen, ſo lange die Funktionen des Inhabers dauern, 
weder veraͤußert noch uͤbertragen werden. 


Titel fünf. 
a Von den Generalverſammlungen. 


Paragraph neun und zwanzig. 


Im Monat Marz jeden Jahres findet regelmäßig in Cöln eine Ver— 
ſammlung derjenigen Aktionaire ſtatt, auf deren Namen in den Aktienregiſtern 
der Geſellſchaft fuͤnf oder mehrere Aktien am Tage der Verſammlung ſeit 
mindeſtens ſechs Wochen eingeſchrieben ſtehen, die Einſchreibung der Aktien 
erfolgt bei dem Verwaltungsrathe entweder gegen Vorzeigung der Aktien oder 
eines dem Verwaltungsrathe als genugend erſcheinenden Zeugniſſes uͤber den 
Beſitz derſelben und auf ſchriftliches Erſuchen. Ueber die erfolgte Einſchrei⸗ 
bung ertheilt der Verwaltungsrath auf Verlangen eine Beſcheinigung. We⸗ 
nigſtens einen Tag vor der Generalverſammlung muͤſſen die Beſitzer der Ak⸗ 
tien oder deren Bevollmaͤchtigte ſich legitimiren, daß der Beſitz noch immer fo 
beſteht, wie er in den Buͤchern der Geſellſchaft eingeſchrieben iſt. Dieſe Legi⸗ 
timation geſchieht bei dem Verwaltungsrathe oder bei den dazu delegirten Mit 
gliedern des Verwaltungsrathes oder auch verantwortlichen Beamten entweder 
durch Vorzeigung der Aktien oder durch eine genuͤgende Beſcheinigung, bei den 
Bevollmächtigten außerdem durch Einreichung oder Vorzeigung der Vollmacht. 


Paragraph dreißig. 

Der Verwaltungsrath beruft mittelft öffentlicher Bekanntmachungen durch 
die im Paragraphen zwölf erwähnten Zeitungen ſowohl die regelmäßigen als 
die außergewoͤhnlichen Verſammlungen, letztere, wenn er es fuͤr dienlich erach— 

tet, 
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tet, oder wenn wenigſtens zehn Aktionaire, welche Inhaber von mindeſtens 

tauſend Aktien ſind, ſchriftlich darauf antragen. Die Bekanntmachung ſoll 

mindeſtens vierzehn Tage vor der Verſammlung ſtattfinden. Der Zweck der 

EN Verſammlungen foll im Einberufungsſchreiben angegeben 
erden. 


Paragraph ein und dreißig. 

In der Generalverſammlung konnen abweſende Aktionaire durch Voll⸗ 
macht, jedoch nur durch ſtimmberechtigte Aktionaire vertreten werden. Die 
Vollmachten find dem Verwaltungsrathe am Tage vor der Generalverſamm⸗ 
lung vorzulegen. Prokuratraͤger einer Handlungsfirma konnen dieſelben Rechte 
ausüben, wie die Chefs der Handlung. — Die innerhalb des Statuts gefaßten 
Befchlüffe der Generalverſammlung find bindend fir die nicht erſcheinenden 
oder nicht vertretenen Aktionaire, ſowie für den Verwaltungsrath. 


Paragraph zwei und dreißig. 


In der Generalverſammlung hat mit Ausſchluß des im ee 
ein und vierzig vorgeſehenen Falles der Inhaber von fuͤnf Aktien Eine Stimme, 
zehn Aktien zwei Stimmen, fuͤnkzehn Aktien drei Stimmen, zwanzig Aktien vier 
Stimmen und jeden weiteren fuͤnf Aktien eine Stimme mehr, ſo daß der In⸗ 
haber von hundert Aktien zwanzig Stimmen hat. Vierzig Stimmen bilden 
das Maximum, welches ein Aktionair für die von ihm vertretenen und für feine 
eigenen Aktien zuſammengenommen haben kann. 


Paragraph drei und dreißig. 


Die Generalverſammlung, regelmäßig konſtituirt, ſtellt die Geſammtheit 
der Aktionaire dar. Der zeitige Vorſitzende des Verwaltungsrathes führt auch 
den Vorſitz in der Generalverſammlung und ernennt den Protokollführer und 
die Serutatoren. Zu Serutatoren konnen weder Verwaltungsraͤthe noch Beamte 
der Geſellſchaft ernannt werden. In den regelmäßigen Generalverſammlungen 
werden die Geſchaͤfte in nachfolgender Ordnung verhandelt: Bew“ 

Erſtens: Bericht des Verwaltungsrathes über die Lage des Geſchaͤftes 
im Allgemeinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 
Zweitens: Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes; Drittens: Berathung 
und Beſchlußnahme über die Anträge des Verwaltungsrathes, ſowie uͤber die 
Anträge einzelner Aktionaire. Letztere muͤſſen vor der ya der Generale 
verſammlung dem Verwaltungsrathe ſchriftlich eingereicht fein; Viertens Wahl 
von drei Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die Bilanz mit den Buͤchern 
und Seripturen der Geſellſchaft zu vergleichen und, rechtfindend, dem Ver⸗ 
waltungsrathe die Decharge zu ertheilen. 


Paragraph vier und dreißig. 


Die außerordentlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
Gegenftänden, die bei der Berufung bezeichnet find. 
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Paragraph fuͤnf und dreißig. 

Die Befchlüffe und Wahlen der Generalverſammlungen vollbringen ſich 
mit abſoluter Stimmenmehrheit. Bei Gleichheit der Stimmen giebt diejenige 
des Vorſitzenden den Ausſchlag. Die Wahlen werden vermittelſt geheimen Seru⸗ 
tiniums vorgenommen. Auf den Antrag des Vorſitzenden ſowie auf den An⸗ 
trag von wenigſtens fuͤnf Aktionairen muß auch uͤber andere Gegenſtaͤnde durch 
geheimes Serutinium abgeſtimmt werden. Die Protokolle der Generalver⸗ 
ſammlungen werden von einem Notar aufgenommen und von dem Buͤreau und 
von denjenigen anweſenden Aktionairen, welche es wuͤnſchen, unterzeichnet. 


Titel ſechs. 
Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


Paragraph ſechs und dreißig. 

Am ein und dreißigſten Dezember jeden Jahres wird vom Generaldirektor 

ein vollſtaͤndiges Inventar uͤber die Beſitzungen, Vorraͤthe und Ausſtaͤnde der 

Geſellſchaft errichtet, in ein dazu beſtimmtes Regiſter eingetragen und mit den 

Belaͤgen dem Verwaltungsrathe zur Prüfung und Feſtſtellung vorgelegt. Bei 

Aufſtellung des Inventars werden die Rohſtoffe und Materialvorraͤthe nach 

dem laufenden Werthe und die Halbfabrikate und Fabrikate nach dem auf den 

laufenden Werth der Rohſtoffe baſirten Fabrikationspreiſe berechnet. Wieviel 

von dem Werthe der Immobilien und Mobilien abgeſchrieben werden ſoll, be— 
ſtimmt der Verwaltungsrath. 


Paragraph ſieben und dreißig. 

Der Ueberſchuß aus den jährlichen Einnahmen, nach Abzug der jähr⸗ 
lichen Ausgaben, bildet den Reingewinn. In welcher Weiſe ſtattgefundene 
Ausgaben fuͤr Neubauten, Maſchinen und groͤßere Anſchaffungen oder Anlagen, 
welche einen bleibenden Werth haben, zur Beruͤckſichtigung kommen, beſtimmt 
alljährlich der Verwaltungsrath. 


Paragraph acht und dreißig. 

Der Verwaltungsrath beſtimmt, wieviel von dem erzielten Reingewinne 
unter die Aktionaire vertheilt werden ſoll; es ſollen jedoch mindeſtens zehn 
Prozent deſſelben zur Bildung eines Reſervefonds zur Deckung außerordent⸗ 
licher Verluſte zurückgelegt werden. Ueber die Verwendung des Reſervefonds 
beſchließt der Verwaltungsrath. 


Paragraph neun und dreißig. 


Die Dividenden find in Cöln an der Kaffe der Geſellſchaft zahlbar; 
dieſelben koͤnnen jedoch durch Beſchluß der Generalverſammlung auch an 
andern Orten zahlbar geftellt werden. Die Dividenden werden jahrlich am 
erſten Mai gegen Einlieferung der ausgegebenen Dividendenſcheine ausgezahlt. 


Pa⸗ 
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Paragraph vierzig. 5 

Die Dividenden verjaͤhren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 

el ak von dem Tage ab gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge⸗ 
ellt ſind. 


Titel ſieben. 
Auflöſung der Geſellſchaft. 


Paragraph ein und vierzig. 

Von dem Verwaltungsrathe oder von Aktionairen, welche zuſammen ein 
Fünftel des Aktienkapitals beſitzen, kann der Antrag auf Auflöfung der Geſellſchaft 
geſtellt, die Aufloͤſung ſelbſt aber nur in einer beſonders dazu berufenen Generalver— 
ſammlung durch eine Mehrheit von drei Viertheilen der anweſenden oder ver⸗ 
tretenen Aktien beſchloſſen werden. In dieſer Generalverſammlung iſt jeder 
Aktionair, gleichviel, wieviel Aktien er beſitzt, ſtimmberechtigt und wird jede 
vertretene Aktie fuͤr eine Stimme gezaͤhlt. Der desfallſige Beſchluß bedarf der 
landesherrlichen Genehmigung. Außerdem tritt die Auflöfung der Geſellſchaft 
in den in den Paragraphen fuͤnf und zwanzig, acht und zwanzig und neun 
und zwanzig des Geſetzes vom neunten November achtzehnhundert drei und 
vierzig beſtimmten Faͤllen ein und wird nach Maaßgabe der in jenen Paragra⸗ 
phen getroffenen geſetzlichen Beſtimmungen bewirkt. 


Paragraph zwei und vierzig. 
Die Generalverſammlung beſtimmt den Modus der Liquidation und die 
Anzahl der Liquidatoren; ſie ernennt letztere und beſtimmt ihre Befugniſſe. 


Titel acht. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abänderung der Statuten. 


Paragraph drei und vierzig— 


Streitigkeiten zwiſchen den Aktionairen und der Geſellſchaft follen durch 
900 von den Parteien zu erwaͤhlende, in Cöln wohnende Schiedsrichter, ohne 
ulaſſung von Appell und Kaſſation geſchlichtet werden. Können ſich die bei⸗ 
den Schiedsrichter nicht einigen, ſo ernennt auf deren Antrag der zeitige Praͤ⸗ 
ſident des Handelsgerichtes zu Cöln, oder, wenn dieſer ſelbſt Aktionair iſt, der 
nächfte unbetheiligte Handelsrichter nach ihm einen Obmann, welcher vorzugs⸗ 
weiſe aus den mit richterlichen Eigenſchaften verſehenen Juſtizbeamten zu wah- 
len iſt. — Iſt eine Partei länger als vierzehn Tage nach ergangener Aufforde⸗ 
rung mit der Wahl des Schiedsrichters fäumig, fo erfolgt die letztere in derſelben 
Weiſe, wie die Wahl des Obmanns. Auch gegen den Ausſpruch des Ob— 
mannes findet weder Appell noch Kaſſation ſtatt. 
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Paragraph vier und vierzig. 

f Abaͤnderungen des Statuts koͤnnen in einer Generalverſammlung mit 
einer Mehrheit von drei Vierteln der anweſenden oder vertretenen Stimmen 
beſchloſſen werden, wenn ihr allgemeiner Inhalt bei der Einberufung angedeutet 
war. Zu letzterem iſt der Verwaltungsrath auf Verlangen von zehn Aktio— 
nairen, welche mindeſtens tauſend Aktien beſitzen, verpflichtet. 

Alle Abänderungen des Statuts bedürfen der landesherrlichen Genehmi- 
gung. 


Titel neun. 
Verhältniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 


Paragraph fuͤnf und vierzig. 

Die Königliche Regierung it befugt, einen Kommiſſar zur Wahrnehmung 
des Aufſichtsrechtes fuͤr une oder für einzelne Falle zu beſtellen. Diefer 
Kommiſſar kann nicht nur den eſellſchaftsvorſtand, die Generalverfummlung 
oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft gültig zuſammenberufen und ihren Be 
rathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Büchern, Rechnungen, 
Regiſtern und fonftigen Verhandlungen und Schriftſtücken der Geſellſchaft, ihren 
Kaſſen und Anſtalten Einſicht nehmen. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Paragraph ſechs und vierzig. 

Es wird hierdurch den Mitſtiftern der Geſellſchaft, Herren Jacob vom 
Rath und Eduard Schnitzler und zwar Beiden zuſammen, ſowie Jedem für 
ſich allein im Falle der Abweſenheit des Andern mit dem Recht der Subſti⸗ 
tution, Auftrag und Vollmacht ertheilt, die landesherrliche Genehmigung der 
Geſellſchaft nachzuſuchen, ſowie diejenigen Abaͤnderungen der Statuten und 
Zuſaͤtze zu denſelben Namens der Kontrahenten anzunehmen, welche die Staats— 
regierung vorſchreiben oder empfehlen wird. Dieſe Abaͤnderungen ſollen für 
fänmtlihe Kontrahenten und für alle in Gemäßheit des Paragraphen eins 
dieſes Statuts beitretenden Aktionaire ebenſo rechts verbindlich fein, als wenn 
fie wörtlich in dem gegenwaͤrtigen Statut aufgenommen waͤren. 


Auszu⸗ 
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dender 
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Actie 
AG 


Cölnische Baumwollspinnerei und Weberei. 


Gegruͤndet durch notariellen Vertrag vom 30. Ja: 
nuar reſp. 24. Juni 1853., beſtaͤtigt durch Aller⸗ 
hoͤchſte Urkunde vom 185. 


Actie 16 
über 
Zweihundert Thaler Preussisch Courant. 
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Ausgefertigt Coͤln, den .. 


Der verwaltungsrath. 


Trockener (Eigenhaͤndige Unterſchrift zweier 
Stempel. 9 Mitglieder.) 


Cölnische Baumwollspinnerei und Weberei. 
Cölnische Baumwollspinnerei und Weberei. 


Dieſer Talon 
wird gebunden 
und beruhet im 
Archive der Ger 
ſellſchaft. 
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(Ruͤckſeite.) 


Allerhöchſte Beſtätigungs-Urkunde und Auszug 
aus dem Geſellſchafts-Statut. 


Wir Friedrich Wilhelm ı. 


(Sodann inser. die, die Rechte und Pflichten der Aktionaire 
er Statuts⸗Paragraphen, ſoweit noͤthig und zweck⸗ 
maͤßig. 
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Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Coͤln pro 185, 
Stuͤck . AN 


Sit 


Cölnische Baumwollspinnerei und Weberei. 


Trockener Dividendenſchein 
Stempel J zu der Aktie A 


Inhaber empfängt am 1. Mai 185, gegen dieſen 
Schein an der Geſe ſchaftskaſſe in Cöln oder an den 
bekannt zu machenden Stellen die ftatutmäßig ermittelte 


Dividende für das ER 185. 


Der Verwaltungsrath. 
(unterſchrift zweter Mitglieder per Faeſimile.) 


Eingetragen Fol. .. (Gigenhändige Unterſchrift des Controlbeamten⸗) 
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(Ruͤckſeite.) 


Zahlbar am 1. Mai 185. 
Für das Gefchäftsjaht pro 
—— 


$. 40. Die Dividenden verjähren zu Gunſten ber 
Geſellſchaft nach Ablauf von fünf Jahren von dem 
Tage ab gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ges 


ſtellt ſind. 


Redigirt im Bürcau des Staats- Ministeriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
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